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Nr. 1: Schutzwohnungen für Opfer 
häuslicher Gewalt

Antragsteller: KV Wesermarsch

Antrag: Die CDU Niedersachsen setzt sich da-
für ein, dass in allen Landkreisen und kreisfrei-
en Städten des Landes kurzfristig zusätzliche 
Schutzwohnungen für Opfer häuslicher Gewalt 
bereitgestellt werden. Hierzu sollen bestehende 
Einrichtungen durch höhere Landeszuschüsse 
finanziell gestärkt sowie neue, niedrigschwel-
lige Unterbringungsangebote geschaffen wer-
den, um insbesondere Frauen, Kinder und an-
dere gefährdete Personen schnell und sicher 
unterzubringen.

Das Land Niedersachsen wird aufgefordert, ge-
meinsam mit Kommunen, Wohlfahrtsverbän-
den, Frauenhäusern und privaten Trägern ein 
landesweites Konzept zur kurzfristigen und 
unbürokratischen Bereitstellung von zusätz-
lichen Schutzwohnungen zu entwickeln. Die-
ses Konzept soll neben baulichen Maßnahmen 
auch die Unterstützung ehrenamtlicher und 
professioneller Hilfe-Netzwerke umfassen.

Nr. 2: Frauenhausplätze in Nieder-
sachsen ausbauen

Antragsteller: KV Wesermarsch

Antrag: Die CDU Niedersachsen setzt sich da-
für ein, die Zahl der Frauenhausplätze und 
vergleichbarer Schutzeinrichtungen in Nieder-
sachsen deutlich auszubauen und bedarfsge-
recht an den Empfehlungen der Istanbul-Kon-
vention auszurichten. Hierzu sollen bestehende 
Frauenhäuser strukturell und finanziell ge-
stärkt, zusätzliche Standorte insbesondere in 
unterversorgten Regionen geschaffen und die 
kommunale Mitfinanzierung rechtlich und fi-
nanziell verlässlich abgesichert werden. Das 
Land Niedersachsen wird aufgefordert, ge-
meinsam mit Kommunen, Trägern der Frau-
enhäuser, Wohlfahrtsverbänden und weiteren 
zivilgesellschaftlichen Akteuren ein landeswei-
tes Ausbau- und Finanzierungskonzept zu er-
arbeiten. Dieses Konzept soll insbesondere eine 
verlässliche Grundfinanzierung, eine bedarfs-
gerechte Personalausstattung und die Sicher-
stellung einer ausreichenden Anzahl barriere-
freier Plätze beinhalten.

Nr. 3: - Bürokratie, + Lebensrealität 
zw. d.Bundesländern

Antragsteller: KV Osnabrück-Land

Antrag: Die CDU Niedersachsen setzt sich da-
für ein, dass Landesgrenzen im Alltag der Men-
schen und Unternehmen keine praktischen 
Nachteile mehr verursachen.

In Niedersachsen leben und arbeiten viele 
Bürgerinnen und Bürger längst grenzüber-
schreitend. Dennoch führen unterschiedliche 
gesetzliche Regelungen, Zuständigkeiten und 
Verwaltungsabläufe weiterhin zu unnötiger 
Bürokratie, organisatorischen Problemen und 
Wettbewerbsnachteilen – insbesondere für 
Pendler, Familien und den Mittelstand. Diese 
Diskrepanz zwischen Lebensrealität und staat-
lichem Handeln ist nicht länger hinnehmbar

Die Landesregierung wird daher aufgefordert, 
gemeinsam mit den angrenzenden Bundeslän-
dern eine konsequente Politik zum Abbau die-
ser Barrieren umzusetzen.

Hierzu gehört insbesondere, dass bei allen neu-
en Gesetzen und Verordnungen verpflichtend 
geprüft wird, welche Auswirkungen diese auf 
Grenzregionen haben. Politik darf nicht länger 
an der Lebenswirklichkeit der Menschen vor-
beigehen.

Darüber hinaus muss die Zusammenarbeit 
mit den Nachbarländern deutlich verbessert 
werden. Im Rettungsdienst und Katastrophen-
schutz muss künftig das Prinzip gelten, dass 
die schnellste Hilfe zählt und nicht die formale 
Zuständigkeit.

Auch im Bereich der Mobilität sind bestehende 
Hürden konsequent abzubauen, damit grenz-
überschreitende Verbindungen einfacher und 
verlässlicher genutzt werden können.

Zugleich ist eine stärkere Abstimmung bei all-
tagsrelevanten Regelungen erforderlich. Unter-
schiedliche Feiertage, Ladenöffnungszeiten 
oder Ferienzeiten dürfen nicht länger zu Nach-
teilen für Bürgerinnen und Bürger sowie Unter-
nehmen führen.

Die CDU Niedersachsen setzt sich dafür ein, 
grenzbedingte Bürokratie systematisch abzu-
bauen, die Zusammenarbeit zu stärken und 
die Lebensrealität der Menschen in den Mittel-
punkt politischen Handelns zu stellen.
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Nr. 4: Förderschulen GE und ESE 
nicht gefährden!

Antragsteller: KV Leer

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
Landesregierung auf, die Förderschulen mit 
den Schwerpunkten Geistige Entwicklung 
(GE) und Emotionale und Soziale Entwicklung 
(ESE) nicht durch aktuell geplante Änderungen 
im niedersächsischen Schulgesetz zu gefähr-
den. Schon die Abschaffung der Förderschule 
Lernen (LE) war aus pädagogischer Sicht ein 
schwerer Fehler. Das Vorhaben der rot-grünen 
Landesregierung, im Falle von gutachtlich fest-
gestellten Mehrfachbehinderungen nur noch 
die überwiegende Behinderung als Kriterium 
für den Zugang zum Förderschulsystem zu be-
werten und zugleich den Schwerpunkte LE per 
Gesetz zu priorisieren, lehnen wir ab. Wir for-
dern zudem, die bestehenden Förderschulen 
weiterhin als Regelschulen zu führen. Mit den 
geplanten Änderungen nimmt Rot-Grün den 
betroffenen Schülerinnen und Schülern sowie 
ihren Eltern faktisch die Möglichkeit, sich für 
eine dem Kind und seinem Förderbedarf ent-
sprechende Förderschule zu entscheiden.

Gleichzeitig fordern wir die Landesregierung 
auf, dass die schulische Inklusion in Nieder-
sachsen qualitativ weiterentwickelt, organisa-
torisch gestärkt und rechtlich verlässlich aus-
gestaltet wird.

Hierzu gehören insbesondere folgende Maß-
nahmen:

1. Verbindliche Qualitätsstandards für Schulas-
sistenzkräfte 

Einführung klarer landesweiter Standards für 
Auswahl, Qualifizierung, Fortbildung und Ein-
satz von Schulassistenzkräften.

2. Effizienterer Einsatz von Schulassistenz 
durch Poolmodelle 

Schulassistenz soll dort, wo pädagogisch sinn-
voll, verstärkt in Poolmodellen organisiert wer-
den, um Ressourcen zielgerichteter einzuset-
zen und die Zahl einzelner Assistenzkräfte im 
Klassenraum zu reduzieren. Eine Neuregelung 
in den Sozialgesetzbüchern VIII (Leistung zur 
Teilhabe) und IX (Eingliederungshilfe) ist in 
dieser Hinsicht dringend geboten.

3. Stärkung der allgemeinbildenden Schulen 
und Grundschulen 

Schulleitungen und Lehrkräftemüssen bei or-
ganisatorischen und rechtlichen Fragestellun-
gen wirksam unterstützt werden. Dazu gehören 
insbesondere:

o eindeutige Identitäts- und Nachweispflichten 
für eingesetzte Assistenzkräfte 

(Name, Zuordnung zum Kind, Auftraggeber),

o rechtssichere Regelungen zur Nutzung des 
Hausrechts,

o verbindliche Handreichungen zum Verhalten 
von Assistenzkräften im Unterricht.

4. Präzisere Kriterien zur Feststellung des Un-
terstützungsbedarfs 

Die Kriterien zur Feststellung des Förder- und 
Assistenzbedarfs sind zu konkretisieren. Nicht 
jede Schülerin und nicht jeder Schüler benö-
tigt dauerhaft eine individuelle Assistenz. In 
geeigneten Fällen können auch familienunter-
stützende, lebenspraktische und pädagogische 
Hilfen zielführender sein.

5. Erhalt des Elternwahlrechts 

Das in Niedersachsen geltende Recht der Eltern 
auf freie Schulwahl muss uneingeschränkt er-
halten bleiben. Dazu gehört ausdrücklich die 
Wahlmöglichkeit zwischen inklusiver Beschu-
lung und Förderschule.

Nr. 5: Stärkung der ostfriesischen 
Küstenregion

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die ostfriesische Küstenregion spielt 
eine zentrale Rolle für das Gelingen der Ener-
giewende in Niedersachsen und Deutschland. 
Die CDU-Landtagsfraktion wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, die strategische Be-
deutung der Region stärker zu berücksichtigen 
und die damit verbundenen Chancen für Wert-
schöpfung, Infrastrukturentwicklung und Be-
schäftigung konsequent zu nutzen.

Insbesondere sollen:

• die ostfriesische Küstenregion als zentraler 
Standort der Energiewende politisch gestärkt 
und strategisch weiterentwickelt werden; 

• Investitionen in Energieinfrastruktur, Netz-
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ausbau, Hafenentwicklung sowie Wasserstoff-
wirtschaft gezielt unterstützt werden; 

• regionale Wertschöpfungsketten entlang der 
Offshore-Windenergie sowie der Wasserstoff-
wirtschaft gestärkt werden; 

• die Hafenstandorte in Ostfriesland als Dreh-
scheiben der Energiewende weiter ausgebaut 
werden; 

• zusätzliche Industrie- und Gewerbeansied-
lungen im Zusammenhang mit der Energie-
wende aktiv begleitet werden; 

• Fachkräftegewinnung, Qualifizierung und re-
gionale Ausbildungsangebote gezielt ausgebaut 
werden; 

• die Verkehrsanbindung der Region auf Straße, 
Schiene und Wasserwegen verbessert werden;

• sichergestellt werden, dass die wirtschaftli-
chen Chancen der Energiewende nachhaltig zu 
mehr Beschäftigung und regionaler Entwick-
lung im Nordwesten beitragen.

Nr. 6: Amtsärztliche Untersuchung 
bei der Verbeamtung

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die CDU-Landtagsfraktion wird aufge-
fordert, sich dafür einzusetzen, dass im Rah-
men der amtsärztlichen Untersuchung bei der 
Verbeamtung von Lehrkräften klare, trans-
parente und einheitliche Kriterien für die Be-
urteilung früherer sowie akuter psychischer 
Erkrankungen festgelegt werden. Ziel muss es 
sein, die Eignung von Bewerberinnen und Be-
werbern vorrangig anhand ihrer fachlichen 
und pädagogischen Qualifikation zu bewerten 
und nur in schwerwiegenden gesundheitlichen 
Ausnahmefällen von einer Verbeamtung abzu-
sehen.

Nr. 7: Verbeamtung von Lehrkräften 
fortführen

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die CDU-Landtagsfraktion wird aufge-
fordert, sich auch künftig entschieden für die 
Verbeamtung von Lehrkräften einzusetzen. Die 
Aussicht auf eine Verbeamtung ist für viele an-
gehende Lehrkräfte ein wesentlicher Faktor bei 
der Berufswahl und trägt maßgeblich zur At-
traktivität des Lehrerberufs bei.

Nr. 8: Häusliche Gewalt wirksam 
bekämpfen

Antragsteller: KV Aurich

Antrag: Die Landesregierung wird aufgefor-
dert, die Maßnahmen zum Schutz vor häus-
licher Gewalt konsequent auszubauen und 
weiterzuentwickeln. Dabei sind insbesondere 
Prävention, wirksamer Opferschutz, niedrig-
schwellige Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote sowie der bedarfsgerechte Ausbau si-
cherer Schutzräume nachhaltig zu stärken.

Hierzu sollen insbesondere:

1. in Hochrisikofällen verbindliche und landes-
weit einheitliche Verfahren zwischen Polizei, 
Justiz, Jugendämtern, BISS, Frauenhäusern 
und Beratungsstellen sichergestellt werden,

2. Frauenhäuser, BISS und Gewaltberatungs-
stellen bedarfsgerecht ausgebaut und dauer-
haft abgesichert werden,

3. Nachversorgung und Stabilisierung nach 
der Akutphase gestärkt werden, insbesondere 
in den Bereichen Wohnen, Existenzsicherung, 
Kinderbetreuung, Gesundheit und Behörden-
kontakte,

4. niedrigschwellige und unbürokratische Hil-
fen insbesondere für Umzug, Kaution, Erstaus-
stattung und notwendige Ausgaben für Kinder 
bereitgestellt werden,

5. zusätzliche Schutz- und Übergangswoh-
nungen gemeinsam mit Kommunen und Woh-
nungswirtschaft geschaffen werden,

6. gesundheitliche und psychosoziale Hilfen, 
insbesondere Traumaambulanzen, psycholo-
gische Beratung und Unterstützungsangebote 
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für Kinder als Mitbetroffene, weiter ausgebaut 
werden,

7. gezielte Unterstützungsangebote zur lang-
fristigen Stabilisierung gestärkt werden, um 
Rückkehr in Gewaltverhältnisse wirksam vor-
zubeugen,

8. Täterarbeit, Prävention und Fortbildung bei 
Polizei, Justiz, Schulen, Jugendämtern und im 
Gesundheitswesen weiter ausgebaut werden,

Nr. 9: Energie- und Industrieland 
Niedersachsen sichern

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion sowie die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion auf, sich dafür einzuset-
zen, Niedersachsen verbindlich als prioritären 
Industrie- und Wertschöpfungsstandort der 
Energiewende zu definieren und entsprechend 
industriepolitisch zu flankieren. Wer Verant-
wortung für die Energieversorgung Deutsch-
lands trägt, muss auch an Wertschöpfung, 
Innovation, Beschäftigung und industrieller 
Entwicklung teilhaben.

Wir fordert daher die Einführung eines Nord-
bonus als kapazitätsmarktähnliches Instru-
ment für flexible Lasten in Regionen mit hoher 
Abregelungsquote. Dieser Nordbonus soll ins-
besondere folgende Elemente umfassen:

1. Weiterentwicklung des § 13k EnWG zu einem 
investitionsfähigen Instrument nach dem Prin-
zip „Nutzen statt Abregeln“: Ziel muss mehr 
Planungssicherheit für Investitionen in flexible 
Lasten, Speicher und systemdienliche Anlagen 
sein.

2. Einführung eines kapazitätsmarktähnlichen 
Instruments für flexible Lasten: Flexible Strom-
nachfrage muss dort angereizt werden, wo er-
neuerbarer Strom regelmäßig abgeregelt wird.

3. Stärkung systemdienlicher Elektrolyse: Elek-
trolyseure können überschüssigen Strom nut-
zen, Abregelung reduzieren und zugleich zur 
Transformation von Industrie, Mobilität und 
Energieversorgung beitragen.

4. Verbindliche Integration systemdienlicher 
Neuanlagen: Neue Elektrolyseure, Stromspei-
cher und vergleichbare flexible Anlagen sollen 

verbindlich in das Instrument eingebunden 
werden.

5. Nutzung regionaler Standortvorteile in Nie-
dersachsen: Dazu gehören insbesondere Ka-
vernenspeicher, Hafen- und Importinfrastruk-
tur, Industriecluster, Netzanschlusspunkte, 
Speicherpotenziale, erneuerbare Erzeugungs-
schwerpunkte und bestehende industrielle 
Kompetenzen.

Nr. 10: Wasserstoff wirtschaftlich 
tragfähig ausgestalten

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion, die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion sowie die EVP-Fraktion im 
Europäischen Parlament auf, sich dafür ein-
zusetzen, die regulatorischen, beihilferecht-
lichen und finanziellen Rahmenbedingungen 
so auszugestalten, dass Niedersachsen seine 
Standortvorteile nutzen und eine führende 
Rolle beim Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft 
übernehmen kann. Wasserstoff muss zu einer 
industriellen Zukunftschance für ganz Nieder-
sachsen werden. Wir fordern daher: 

1. Praxisnahe Vereinfachung der Strombezugs-
vorgaben für Wasserstoff: Die europäischen 
Vorgaben für den Strombezug bei der Wasser-
stofferzeugung müssen vereinfacht, flexibili-
siert und investitionsfreundlich ausgestaltet 
werden. Ziel muss sein, Projektentwicklungen 
zu ermöglichen statt zu verhindern.

2. Technologieoffenheit im Transformations-
zeitraum: Der Hochlauf der Wasserstoffwirt-
schaft erfordert für einen Übergangszeitraum 
den parallelen Betrieb bestehender fossiler 
Gasinfrastruktur und moderner Wasserstoff-
netze bei Zulassung von blauem Wasserstoff. 
Deshalb braucht es Flexibilität beim Wasser-
stoffbezug. Emissionsarme Erzeugungsformen 
dürfen nicht pauschal ausgeschlossen werden, 
sofern sie substanzielle CO2-Minderungen ge-
währleisten, insbesondere in Anbindung an In-
frastrukturen zur CO2-Speicherung und -Nut-
zung (CCS/CCU).

3. Aufbau regionaler Wasserstoffnetze in Nie-
dersachsen: Neben dem Wasserstoff-Kernnetz 
braucht Niedersachsen zeitnah leistungsfähige 
regionale Wasserstoffnetze. Diese müssen In-
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dustrie, Mittelstand, Häfen, Energieerzeugung, 
Speicherstandorte und Mobilitätsanwendun-
gen miteinander verbinden. Niedersachsen soll 
Modellland für den Aufbau solcher Wasserstoff-
Regionalnetze werden.

4. Verlängerung von Transformations- und 
Strompreisförderinstrumenten über 2030 hi-
naus: Transformations- und Strompreisförder-
instrumente sind über das Jahr 2030 hinaus 
rechtssicher zu verlängern. Nur so können Un-
ternehmen langfristige Investitionen in Was-
serstofftechnologien, neue Produktionsver-
fahren und klimafreundliche Wertschöpfung 
tätigen.

5. Dauerhafte Entlastung systemdienlicher 
Elektrolyseure: Systemdienliche Elektrolyseu-
re sind dauerhaft von Netzentgelten und vom 
Baukostenzuschuss zu befreien. Anlagen, die 
zur Integration erneuerbarer Energien, zur 
Entlastung der Netze und zur Reduzierung von 
Abregelung beitragen, müssen regulatorisch 
gestärkt statt zusätzlich belastet werden.

Nr. 11: Versorgungssicherheit re-
gional stärken

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion sowie die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion auf, sich dafür einzuset-
zen, Niedersachsen als zentralen Speicher-, 
Kraftwerks- und Infrastrukturstandort der 
Energiewende anzuerkennen und entspre-
chend politisch, regulatorisch und finanziell zu 
unterstützen. Dafür fordern wir:

1. Umwidmung bestehender Erdgasinfrastruk-
tur wirtschaftlich ermöglichen: Bestehende 
Erdgasinfrastruktur muss dort, wo es tech-
nisch sinnvoll und wirtschaftlich tragfähig ist, 
für Wasserstoff und klimaneutrale Moleküle 
umgewidmet werden können. Regulatorische 
Hürden sind abzubauen, damit vorhandene 
Infrastruktur effizient weitergenutzt werden 
kann.

2. Investitionsabsicherung für Speicher- und 
Infrastrukturprojekte gewährleisten: In der 
Hochlaufphase der Wasserstoffwirtschaft dür-
fen notwendige Investitionen nicht am Markt-
risiko scheitern. Der Bund wird aufgefordert, 
verbindliche staatliche Absicherungsmecha-

nismen für Speicher- und Infrastrukturpro-
jekte zu schaffen. Dazu gehören Investitionsga-
rantien, Risikoabsicherungen und verlässliche 
Refinanzierungsbedingungen.

3. Kraftwerksstrategie und Wasserstoffstrate-
gie eng verzahnen: Die Kraftwerksstrategie des 
Bundes muss konsequent mit der Wasserstoff-
strategie verbunden werden. Nur so entstehen 
verlässliche Nachfrage, Planungssicherheit 
und ein belastbarer Rahmen für Investitionen 
in wasserstofffähige Kraftwerke, Speicher und 
Netze.

4. Neue Kraftwerke mit verbindlichen Umstel-
lungspfaden ausstatten: Neue Kraftwerke müs-
sen so geplant und genehmigt werden, dass sie 
klare und verbindliche Umstellungspfade auf 
klimaneutrale Moleküle, insbesondere Wasser-
stoff, enthalten. Damit wird Versorgungssicher-
heit kurzfristig gewährleistet und zugleich die 
Transformation zur Klimaneutralität langfris-
tig abgesichert.

5. Strom-, Wasserstoff- und Speicherinfra-
struktur systemdienlich verzahnen: Strom-
netze, Wasserstoffnetze, Speicherinfrastruktur 
und Kraftwerksstandorte müssen integriert ge-
plant und systemdienlich miteinander verbun-
den werden. Ziel ist ein Gesamtsystem, das er-
neuerbare Energien effizient nutzt, Abregelung 
reduziert, Versorgungssicherheit stärkt und 
industrielle Wertschöpfung in Niedersachsen 
ermöglicht.
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Nr. 12: Koordinierter und kommu-
nalfreundlicher Netzausbau

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion sowie die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion auf, sich dafür einzusetzen, die 
gesetzlichen, regulatorischen und finanziellen 
Rahmenbedingungen so auszugestalten, dass 
der notwendige Netzausbau in Niedersachsen 
koordiniert, beschleunigt, akzeptanzsichernd 
und kommunalfreundlich umgesetzt wird. Da-
für fordern wir:

1. Gesetzlich verpflichtende Koordinierung 
großer Infrastrukturmaßnahmen: Der Ausbau 
von Stromnetzen, Wasserstoffnetzen, Speicher-
infrastruktur, Kraftwerksstandorten, system-
dienlichen Anlagen und weiteren großen Ener-
gieinfrastrukturprojekten muss verbindlich 
koordiniert werden. Planungen dürfen nicht 
isoliert nebeneinander erfolgen, sondern müs-
sen räumlich, zeitlich und fachlich aufeinander 
abgestimmt werden, um Doppelstrukturen zu 
vermeiden.

2. Beschleunigung systemdienlicher Projekte 
durch bessere Abstimmung: Eine koordinierte 
Planung soll nicht zu zusätzlicher Bürokratie 
führen, sondern Verfahren beschleunigen. Sys-
temdienliche Projekte, die zur Netzstabilität, 
zur Nutzung erneuerbarer Energien, zur Re-
duzierung von Abregelung, zur Versorgungssi-
cherheit oder zur industriellen Transformation 
beitragen, müssen schneller und verlässlicher 
umgesetzt werden können.

3. Verbindliche finanzielle Beteiligung der 
Standortkommunen: Kommunen, die Stand-
ort großer Energieinfrastruktur sind, müssen 
verbindlich finanziell beteiligt werden. Diese 
Beteiligung soll kommunale Haushalte stär-
ken, Akzeptanz sichern und den betroffenen 
Gemeinden ermöglichen, eigene Zukunftsin-
vestitionen in Infrastruktur, Daseinsvorsorge, 
Bildung, Mobilität, Digitalisierung und Lebens-
qualität zu tätigen.

4. Transparente Bewertung der Systemkosten 
und Einsparpotenziale: Die Kosten für Redi-
spatch und Abregelung belasten Netzentgelte 
und öffentliche Haushalte. Gleichzeitig kann 
flexible Nachfrage den Strommarkt stabilisie-
ren, Extrempreissituationen reduzieren und 
Systemkosten senken. Instrumente wie ein 
Nordbonus für flexible Lasten in Regionen mit 
hoher Abregelungsquote sind deshalb hinsicht-

lich ihrer fiskalischen Wirkungen transparent 
zu evaluieren.

5. Refinanzierung durch sinkende Redispatch- 
und Abregelungskosten ermöglichen: Ein Nord-
bonus kann Transfers aus dem Klima- und 
Transformationsfonds reduzieren und durch 
sinkende Redispatch- und Abregelungskosten 
refinanziert werden. Voraussetzung ist eine 
transparente, nachvollziehbare und regelmä-
ßige Evaluierung der Kosten- und Entlastungs-
wirkungen.

Nr. 13: Regionale Wertschöpfung 
stärken

Antragsteller: LV Oldenburg

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
CDU-Landtagsfraktion sowie die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion auf, sich dafür einzuset-
zen, gemeinsam die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass Niedersachsen seine Rolle als 
Energie-, Industrie-, Speicher-, Hafen- und In-
novationsland der Zukunft wahrnehmen kann. 
Die Energiewende muss marktwirtschaftlich, 
technologieoffen, bezahlbar und regional wert-
schöpfungsorientiert gestaltet werden. Dafür 
fordern wir:

1. Anwendungsorientierte Forschung stärken: 
Niedersachsen soll weitere anwendungsorien-
tierte Forschungsvorhaben auf den Weg brin-
gen und unterstützen, die der Erforschung, Er-
probung und Weiterentwicklung verschiedener 
Technologien der Energiegewinnung, Speiche-
rung, Umwandlung und Nutzung dienen. For-
schung und Praxis müssen enger miteinander 
verzahnt werden.

2. CO₂-Abscheidung und -Speicherung ermög-
lichen: Wir sprechen uns für die Nutzung der 
Abscheidung und Speicherung von CO₂ aus, so-
wohl onshore als auch offshore. Diese Techno-
logie kann einen wichtigen Beitrag leisten, um 
industrielle Prozesse klimafreundlicher zu ge-
stalten und unvermeidbare Emissionen zu re-
duzieren.

3. Niedersächsische Häfen als Energie-Dreh-
scheiben der Zukunft ertüchtigen: Die Häfen 
in Niedersachsen sind zentrale Energie-Dreh-
scheiben der Zukunft. Sie müssen für neue 
Aufgaben im Bereich Energieimport, Wasser-
stoffwirtschaft, Offshore-Windenergie, Indus-



trieversorgung und Umschlag von Komponen-
ten, etwa für Windenergieanlagen, ertüchtigt 
werden. Investitionen in Hafeninfrastruktur, 
Umschlagflächen und Hinterlandanbindungen 
sind nicht allein regionale Aufgaben, sondern 
liegen auch im Landes- und Bundesinteres-
se. Sie müssen daher von Standortkommunen, 
Land und Bund gemeinsam finanziert werden.

4. Strategische Reserven für Öl und Gas stär-
ken: Niedersachsen trägt aufgrund seiner 
Infrastruktur, Speicherpotenziale und ener-
giewirtschaftlichen Bedeutung eine hohe Ver-
antwortung für die Nutzung und den Aufbau 
strategischer Reserven. Neben bestehenden Öl-
reserven soll auch die strategische Gasbevorra-
tung gestärkt werden.

5. Strategische deutsche Gasreserve aufbauen: 
Wir sprechen uns für den Aufbau einer strategi-
schen Gasreserve in einer Größenordnung von 
70 bis 80 TWh aus. Eine solche Reserve stärkt 
Versorgungssicherheit, Krisenresilienz und 
energiepolitische Handlungsfähigkeit.

Nr. 14: Ehrenamt im Bevölkerungs-
schutz gezielt fördern

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
niedersächsische Landesregierung auf, das Eh-
renamt im Katastrophen- und Bevölkerungs-
schutz nachhaltig zu stärken und insbesondere 
die Beteiligung von Frauen im Katastrophen- 
und Bevölkerungsschutz gezielt zu fördern. Da-
bei sind insbesondere folgende Punkte umzu-
setzen:

1. Die gesellschaftliche Anerkennung des Eh-
renamts ist durch moderne Kampagnen sicht-
bar zu machen und es sind gezielte Maßnahmen 
zur Nachwuchsgewinnung zu ergreifen. Dabei 
ist insbesondere die Sichtbarkeit und Förde-
rung von Frauen in den Blick zu nehmen.

2. Auf Bundesebene ist auf steuerliche Anreize 
für Unternehmen hinzuwirken, die ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter für ehrenamtliches 
Engagement, insbesondere für Übungen und 
Ausbildungsmaßnahmen freistellen.

3. Es sind Maßnahmen zu ergreifen, um eine 
faktische Gleichstellung aller ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer, unabhängig von der 
jeweiligen Hilfsorganisation zu erreichen. Dies 
betrifft insbesondere die Finanzierungssyste-

matik, die Antragsverfahren sowie die Aner-
kennung der Jugendarbeit.

4. Die Ausbildungs- und Übungsinfrastruktur 
ist landesweit zu modernisieren und zu digita-
lisieren.

5. Um das Engagement von Frauen zu erleich-
tern, sind familienfreundliche Strukturen im 
Ehrenamt konsequent auszubauen.

6. Frauen sind in Führungspositionen, in si-
cherheitsrelevanten Entscheidungsstrukturen 
sowie in politischen Gremien stärker zu berück-
sichtigen und systematisch zu fördern.

Nr. 15: Bildung für Sicherheit in Nie-
dersachsen stärken

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
niedersächsische Landesregierung auf, die Re-
silienzbildung sowie den Zivil- und Katastro-
phenschutz im Schulwesen systematisch zu 
stärken. Kinder und Jugendliche sollen früh 
lernen, wie sie in Krisen richtig handeln. Dabei 
sind insbesondere folgende Punkte umzuset-
zen:

1. In einem Modelprojekt soll die Vermittlung 
von Kompetenzen des Zivil- und Katastrophen-
schutzes an weiterführenden Schulen erprobt 
werden. Dabei sollen insbesondere die Selbst-
hilfe sowie das Verhalten in Notlagen in den 
Blick genommen werden.

2. Lehrerinnen und Lehrer sollen Fort- und Wei-
terbildungen zu Inhalten aus den Bereichen Zi-
vil- und Katastrophenschutz angeboten werden, 
um entsprechende Kompetenzen in den Schu-
len zu stärken.

3. Informationsangebote durch Jugendoffiziere 
sind an allen weiterführenden Schulen im Un-
terricht zu verankern, um sicherheitspolitische 
Zusammenhänge besser zu vermitteln. Jede 
Schülerin und jeder Schüler soll in der Schulzeit 
mindestens einmal Kontakt zu einer Soldatin 
oder einem Soldaten der Bundeswehr haben.

4. Kooperationen zwischen Schulen und Ein-
satzorganisationen sind systematisch auszu-
bauen. Dies kann insbesondere durch Pro-
jekttage, Schulpraktika, Patenschaften oder 
gemeinsame Übungen erfolgen.



Nr. 16: Zusammenarbeit von zivilen 
und militärischen Kräft

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
niedersächsische Landesregierung auf, die Zu-
sammenarbeit zwischen zivilen und militäri-
schen Akteuren im Bevölkerungsschutz sys-
tematisch zu stärken und weiterzuentwickeln. 
Sicherheit ist eine gemeinsame Aufgabe. Zivile 
und militärische Kräfte müssen enger verzahnt 
werden, um auf Krisen- und Gefahrenlagen ab-
gestimmt, effizient und einsatzbereit reagieren 
zu können. Hierzu sind insbesondere folgende 
Maßnahmen umzusetzen:

1. Es ist ein Operationsplan Zivilschutz für Nie-
dersachsen auf den Weg zu bringen, der kla-
re Zuständigkeiten, abgestimmte Abläufe und 
verlässliche Kommunikationsstrukturen für 
den Krisenfall definiert und regelmäßig fortge-
schrieben wird.

2. Es ist die Einrichtung gemeinsamer Lagezen-
tren von Bund, Ländern und Kommunen voran-
zutreiben, um eine koordinierte Lagebewertung 
und Entscheidungsfindung sicherzustellen.

3. Regelmäßige gemeinsame Übungen aller si-
cherheitsrelevanten Akteure – insbesondere 
Bundeswehr, Polizei, Technisches Hilfswerk, 
Feuerwehren und Hilfsorganisationen – sind 
verbindlich auszubauen, um Reaktionsfähigkeit 
und Zusammenarbeit nachhaltig zu verbessern.

4. Es ist auf Bundesebene auf rechtsklare Rah-
menbedingungen für die Amtshilfe der Bun-
deswehr im Inneren hinzuwirken bzw. entspre-
chende Initiativen aktiv zu unterstützen. Dies 
gilt insbesondere im Zusammenhang mit der 
Abwehr von Drohnen.

5. Ergänzend sind Investitionen in Fähigkeiten 
vorzunehmen, die sowohl im Verteidigungsfall 
als auch in Katastrophenlagen benötigt werden. 
Dies betrifft insbesondere die Bereiche digi-
tale Kommunikation, Logistik, Pionierwesen, 
Schutzbauten, medizinische Versorgung und 
Transportinfrastruktur.

Nr. 17: Childhood-Häuser für Nie-
dersachsen

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
Landesregierung zur Stärkung des Kinder-
schutzes und des Rechtsstaates durch die Ein-
richtung von sog. Childhood-Häuser nach dem 
Modell der World Childhood Foundation in Nie-
dersachsen beizutragen.

Das Childhood-Haus-Konzept zeichnet sich ins-
besondere aus durch:

• Interdisziplinäre Zusammenarbeit von aus 
Medizin, Justiz, Polizei, Jugendamt und Psycho-
logie, mit besonderem Augenmerk auf das Kin-
deswohl und möglichst geringe Belastungssitu-
ation für das Kind

• Auf ein Minimum reduzierte Kindesbefra-
gung durch das Zusammenführen aller Akteure 
unter einem Dach und audio-visueller Verneh-
mungstechnik

• Koordination und Betreuung von Kindern 
durch geschultes Fachpersonal

• Kindgerechter Umgang: das Kind steht im Zen-
trum allen Handelns. Der Grundsatz lautet: Un-
abhängig vom Ausgang des Verfahrens soll es 
dem Kind nach dessen Abschluss besser gehen 
als davor!

Niedersachsen ist derzeit das einzige Bundes-
land, das über kein Childhood Haus verfügt. 
Mittelfristig ist unser Ziel, in jedem Oberlandes-
gerichtsbezirk ein Childhood-Haus einzurich-
ten und dauerhaft zu betreiben.

Nr. 18: System zur Hilfe bei häusli-
cher Gewalt ausbauen

Antragsteller: FU Niedersachsen

Antrag: Die CDU in Niedersachsen fordert die 
niedersächsische Landesregierung auf, ihrer 
Verpflichtung gemäß Gewalthilfegesetz nach-
zukommen und ein bedarfsgerechtes Hilfe-
system für Opfer geschlechtsspezifischer und 
häuslicher Gewalt bereitzustellen. Ziel ist es, 
den Schutz vor geschlechtsspezifischer und 
häuslicher Gewalt zu verbessern, deren Folgen 
zu mildern sowie Prävention zu stärken. Dazu 
sind insbesondere folgende Maßnahmen zu er-



greifen:

1. Auf- und Ausbau von Schutz-, Beratungs- so-
wie Unterstützungsangeboten für gewaltbetrof-
fene Personen,

2. Auf- und Ausbau von Präventionsangeboten, 
die sich an gewaltausübende Personen richten,

3. Unterstützung der strukturierten Vernet-
zungsarbeit innerhalb des Hilfesystems sowie 
mit anderen Hilfsdiensten und Behörden, den 
Einrichtungen des Gesundheitswesens, den öf-
fentlichen und freien Trägern der Kinder- und 
Jugendhilfe, den Polizei- und Ordnungsbehör-
den, der Justiz sowie mit Bildungseinrichtun-
gen.

Nr. 19: Strategische Neuausrich-
tung der LpB

Antragsteller: RCDS Niedersachsen

Antrag: Die strategische Neuausrichtung der 
Niedersächsischen Landeszentrale für politi-
sche Bildung (LpB) vorantreiben und deren ein-
seitige Fokussierung auf bestimmte Themen-
felder und kurzlebige Projekte beenden. Die 
Landeszentrale soll stattdessen zu ihrer Kern-
aufgabe der Bereitstellung einer breiten, über-
parteilichen Grundbildung für alle Bürger zu-
rückkehren und nach dem Vorbild von Hessen 
und Sachsen ein umfangreiches, kostenloses 
Publikationsangebot etablieren.

Nr. 20: Für eine gute Zukunft der 
Agrar- und Ernährungswirtschaft in 
Niedersachsen

Antragsteller: Landesvorstand der CDU in Nie-
dersachsen

Antrag: Keine neuen Auflagen: Hohe büro-
kratische Lasten gefährden die internationale 
Wettbe-werbsfähigkeit der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft. Ohne vorherige Lichtung des 
Bürokra-tiedschungels dürfen keine weiteren 
belastenden gesetzlichen Regelungen erlassen 
werden. Die CDU in Niedersachsen appelliert an 
die Europäische Union, die enorm belastenden 
Ge-setzgebungsvorhaben aus der Green Deal-
Phase zu stoppen und ad acta zu legen.

Faire Wettbewerbsbedingungen („level playing 
field“): Deutschlands Agrar- und Ernäh-rungs-
wirtschaft ist auf die Einbindung in internatio-
nale Wertschöpfungsketten angewiesen. Um die 
sich im Agrarexport bietenden Chancen nutzen 
zu können, benötigen die Betriebe faire Wett-
bewerbsbedingungen. Europäisches Recht darf 
daher nur eins zu eins in nationales Recht um-
gesetzt werden. Wo dies nicht der Fall ist, muss 
deutsches Recht auf europäisches Niveau zu-
rückgeführt werden.

Komplizierte und wenig praxisnahe Regelungen 
ändern: Der förder- und ordnungsrechtliche 
Rahmen für die Landwirtschaft hat sich mehr 
und mehr von der guten fachlichen Praxis ent-
fernt und zu einem Bürokratie-Dschungel ent-
wickelt. Die aktuellen Vorschriften der Ge-mein-
samen Agrarpolitik, das Düngerecht, die neuen 
Dokumentationspflichten im Pflanzen-schutz 
sowie die Erschwernisse bei der Anwendung 
von Rodentiziden in der Landwirtschaft sind 
dafür besonders prägnante Beispiele. Alle Vor-
schriften müssen auf den Prüfstand ge-stellt, 
in einem Praxis-Check auf ihre Vereinbarkeit 
mit der guten fachlichen Praxis überprüft und 
vereinfacht werden. Ein einheitliches, modern 
gestaltetes Datenportal muss es Betrie-ben er-
möglichen, ihren Dokumentations- und Melde-
pflichten möglichst einfach und ohne Doppel-
meldungen nachkommen zu können.

Investitions- und Innovationsbremsen lösen: 
Investitionsbremsen u.a. im Bau- und Immissi-
onsschutzrecht (vor allem in Form der TA Luft) 
sowie im Lebensmittelrecht müssen gelöst, be-
hördliche Zuständigkeiten neu geordnet und öf-
fentliche Verwaltungen in personeller und tech-
nologischer Hinsicht leistungsfähiger werden, 
um Zulassungs- und Genehmigungsverfah-ren, 
beispielsweise für neue Pflanzenschutzmittel, 
zu beschleunigen, Investitionen, vor allem in 
eine zukunftsfähige landwirtschaftliche Nutz-
tierhaltung, nicht länger zu blockieren sowie die 
Chancen, die sich durch neue Züchtungsmetho-
den und Smart Farming bieten, nutzen zu kön-
nen.

Zielorientierung statt regulatorischer Feinsteu-
erung: Die kleinteilige Feinsteuerung betriebli-
chen Handelns durch den Gesetzgeber überfor-
dert Betriebe, Beraterinnen und Berater sowie 
öffentliche Verwaltungen. Sie engt unternehme-
rische Spielräume ein, verhindert die flexible 
Anpassung der Betriebe an veränderte markt-
liche und geopolitische Rahmenbedingungen 
und gefährdet die Wettbewerbsfähigkeit. Einer 



zielorientierten und evidenzbasierten Regu-lie-
rung ist der Vorrang vor einer bürokratischen 
Maßnahmensteuerung zu geben.

Mehr Vertrauen, weniger Misstrauen: Politik und 
Verwaltung müssen wieder stärker vom Ver-
trauen darin getragen werden, dass die Unter-
nehmen der Agrar- und Ernährungswirt-schaft 
Ordnungsrecht einhalten und die ihnen angebo-
tenen Anreize im Sinne der gesell-schaftlichen 
und politischen Ziele nutzen. Die öffentliche 
Verwaltung muss wieder eine Ver-trauens- statt 
einer Misstrauenskultur entwickeln – auch mit 
Blick auf ihre eigenen Fähigkei-ten und ihre Be-
reitschaft, Entscheidungen im Vertrauen auf die 
eigene Fachkompetenz zu treffen und gegen ggf. 
aufkommende Kritik zu verteidigen.

Nr. 21: Netzausbau beschleunigen 
und Vorfahrt für unsere Wirtschaft 
beim Netzzugang

Antragsteller: KV Cloppenbeurg und KV Vechta

Antrag: Die CDU in Niedersachsen stellt fest, 
dass Engpässe bei den Netzanschlüssen für ge-
werbliche Neuansiedlungen und Erweiterungen 
bestehender Unternehmen, die einen höheren 
Strombedarf nach sich ziehen, die wirtschaft-
liche Entwicklung insbesondere in den länd-
lichen Räumen gefährden. Daher fordern wir 
die Landes- und die Bundesregierung auf, die 
rechtlichen Voraussetzungen für einen deut-
lich beschleunigten Ausbau der Stromnetze zu 
schaffen, die geeignet sind, diese Engpasssitua-
tion kurzfristig zu beheben. 

Der Ausbau von Stromnetzen im Mittel- und 
Hochspannungsbereich ist bundesweit als Vor-
haben von überragendem öffentlichem Inter-
esse einzustufen. Bereits bestehende Trassen 
müssen ohne neuerliches Planfeststellungsver-
fahren nachgerüstet werden können. 

Mit dem beschleunigten Netzausbau sind 
schnellstmöglich Netzkapazitäten aufzubauen, 
die den diskriminierungsfreien Zugang bei der 
Vergabe von Netzanschlüssen weiterhin ermög-
lichen, ohne dass die Anschlüsse produzieren-
der Unternehmen zurückgestellt werden müs-
sen. Vorrang muss die Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen in Unternehmen haben. 

Mit Blick auf die hohen – die Netzanschluss-
vergabe aktuell blockierenden – angemelde-
ten Stromspeicherkapazitäten fordern wir den 
Nachweis einer Realisierbarkeit. Wird dieser 
Nachweis nicht erbracht, fordern wir die Freiga-
be der Netzanschlusskapazitäten. 

Für die Zukunft ist die Vergabe von Netzan-
schlüssen so zu reformieren, dass der Anschluss 
produzierender Unternehmen gleichberechtigt 
wieder ermöglicht wird. 

Flexible Netzanschlüsse (Flexible Connection 
Agreements/ FCA) müssen ab einer gewissen 
Leistungsgrenze verpflichtend werden, damit 
nur die Strommengen reserviert werden, die 
tatsächlich benötigt werde. 

So können die aktuell gravierende Engpasssi-
tuation aufgelöst und die zur Verfügung stehen-
den hohen Strommengen für die Wertschöpfung 
in unserem Land optimiert zugänglich gemacht 
werden.
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